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Des Kaisers neue Kleider
Aussagen der Fortschreibung 1992 des Landesentwicklungsprogramms
Bayern zur Siedlungs- und Raumstrukturentwicklung in der Region14

Andreas Kagermeier
Einleitung

Mit der Fortschreibung des Landesentwicklungsprogrammes hat die Bayerische Staats-
regierung einen Rahmen für die künftige Landes- und Regionalplanung vorgelegt. Die
Aussagen dieses "neuen Gewandes" für die räumliche Planung im Freistaat zur raum- und
siedlungsstrukturellen Entwicklung werden in diesem Beitrag auf die Region 14 bezogen und
mit der tatsächlichen Entwicklung verglichen. Aus dem Vergleich ergeben sich eine Reihe von
Schlußfolgerungen für die zukünftige Gestaltung von Regional- und Landesplanung.

1 Aussagen des Landesentwicklungsprogrammes zur Siedlungsstrukturentwicklung
Die Aussagen der Landesentwicklungsplanung zur raum- und siedlungsstrukturellen

Entwicklung beziehen sich auf unterschiedliche Raum- und Ortskategorien, die in Karte 1 für
die Region 14 dargestellt sind. Der Verdichtungsraum wird dabei in "verdichtete Stadt- und
Umlandbereiche" und den "äußeren Verdichtungsraum" unterschieden. Daneben sind Orte
unterschiedlicher zentralörtlicher Hierarchiestufen und Entwicklungsachsen ausgewiesen (die
im Falle der Region14 zumeist entlang der S-Bahnachsen verlaufen und deshalb nicht gesondert
dargestellt sind).

Die landesplanerischen Grundprinzipien zur raum- und siedlungsstrukturellen Entwicklung
haben sich in der Fortschreibung von 1992 gegenüber der Fassung von 1984 nicht grundsätzlich
verändert. Bereits damals wurde für die Verdichtungsräume festgeschrieben, daß das Konzept
der zentralen Orte und Entwicklungsachsen  ... zur Ordnung der Verdichtungsräume genutzt
werden" (LEP 1984, S. 18) soll. Dies bedeutet, daß auch für die Verdichtungsräume der
allgemeine Grundsatz gilt: "Im Zuge der Entwicklungsachsen soll die Verdichtung von Wohn-
und Arbeitsstätten bevorzugt in zentralen Orten angestrebt werden" (LEP 1984, S. 29). Neben
den im übrigen Landesgebiet angewandten zentralörtlichen Einstufungen, Kleinzentrum,
Unterzentrum, Mittelzentrum und Oberzentrum sieht die Landesplanung für die
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Verdichtungsräume eine zusätzliche Kategorie, die Siedlungsschwerpunkte vor. Dabei soll die
"Siedlungstätigkeit in den Siedlungsschwerpunkten ... zur Ordnung in den großen Verdich-
tungsräumen beitragen" (LEP 1984, S. 28). Darüber hinaus ist vorgesehen, daß in den
"Siedlungsschwerpunkten ... zur Entlastung der Kernstadt und der Verkehrsverbindungen ... ein
in Qualität und Quantität ausreichendes Angebot an Arbeitsplätzen zur Verfügung gestellt
werden" (LEP 1984, S. 28) soll.

Hierbei wird der Grundsatz formuliert, daß "eine Siedlungstätigkeit, die über die organische
Entwicklung einer Gemeinde hinausgeht, ... zur Stärkung der zentralen Orte und
Entwicklungsachsen beitragen " (LEP 1984, S. 38) soll. Gleichzeitig ist auch gefordert, daß die
Siedlungstätigkeit "mit den Erfordernissen einer günstigen Verkehrserschließung und
-bedienung durch öffentliche Verkehrsmittel abgestimmt" (LEP 1984, S. 39) wird. Bereits mit
dem Landesentwicklungsplan in der Fassung von 1984 sind damit die Grundprämissen der
landesplanerisch gewollten siedlungsstrukturellen Entwicklung klar formuliert. Der
Wachstumsdruck im Ballungsraum, der wegen fehlender Flächen nicht mehr in der
Landeshauptstadt selbst befriedigt werden kann, soll entlang der ÖPNV-Leitlinien konzentriert
in den zentralen Orten stattfinden.

In der Fortschreibung von 1992 (hier zitiert nach der Fassung vom 28.07.92) werden diese
Punkte nochmals explizit auf die Verdichtungsräume bezogen und ausführlicher formuliert. Die
Abgrenzung der Verdichtungsräume blieb dabei im wesentlichen unverändert. Damit sollte die
"landesentwicklungspolitische Absicht zum Ausdruck" gebracht werden "einer Ausuferung der
Verdichtungen entgegenzuwirken" (LEP 1992, Änderungsbegründung, S. 17). Die
Siedlungsentwicklung in den Verdichtungsräumen soll sich weiterhin "ausgehend von den
Kernstädten, entlang den Entwicklungsachsen und leistungsfähigen Verkehrswegen vollziehen"
(LEP 1992, S. 61). Weiterhin kommt dabei den zentralen Orten die wichtige Aufgabe zu, "zur
Entlastung der Kernstädte und zur Verringerung und Entflechtung von Verkehrsbeziehungen"
dadurch beizutragen, daß sie in "ihren Aufgaben als Versorgungs- und Arbeitsplatzmittelpunkte
gestärkt werden" (LEP 1992, S. 18). Während also entlang der Entwicklungsachsen und in den
zentralen Orten eine "überorganische Siedlungsentwicklung" (LEP 1992, S. 63) intendiert ist,
sollen die übrigen Gemeinden nur "organisch" wachsen. Hierunter wird eine
Siedlungsentwicklung in den Gemeinden verstanden, welche "die Deckung des Bedarfs ihrer
Bevölkerung sowie einer nicht unverhältnismäßigen Bevölkerungszuwanderung" (LEP 1992,
S. 62) umfaßt. 

2) Siedlungsentwicklung in der Region 14
In der Planungsregion 14 ist von der Regional- und Landesplanung ein Saum von

Gemeinden um die Stadt München herum als Ergänzungsraum festgelegt worden, in dem
Funktionen angesiedelt werden sollen, die aus Platzgründen nicht auf dem Gebiet der Stadt
München selbst untergebracht werden können. Die wachstumsbedingten Flächenansprüche für
Wohn- und Gewerbezwecke sollen dabei vor allem in den in der engeren Verdichtungszone
ausgewiesenen (zumeist an den S-Bahnachsen gelegenen) Siedlungsschwerpunkten befriedigt
werden, während im übrigen Gebiet der Region 14, das als ländlicher Raum eingestuft ist, im
wesentlichen ein autochthones, d.h. nicht durch Zuzüge von außen bestimmtes Wachstum
stattfinden soll. Nimmt man die Bevölkerungsentwicklung als Indikator für die
Siedlungstätigkeit im Großraum München, ergeben sich für die letzten 30 Jahre folgende
Entwicklungstrends. 

Während der Suburbanisierungswelle in den 60er und 70er Jahren (vgl. Tab.  1 und 2) sind
besonders die im engeren Verdichtungsraum und an den S-Bahnachsen gelegenen Gemeinden
von einer außergewöhnlichen Bevölkerungsdynamik gekennzeichnet gewesen.  In Über-
einstimmung mit den Aussagen des Landesenwicklungsprogrammes verlief in dieser Phase die
Entwicklung in den weiter von München entfernt liegenden Gemeinden abseits der
S-Bahnachsen. Diese verzeichneten in den 70er Jahren im Mittel nur unterdurchschnittliche
Wachstumsraten.
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Prozentuale jährliche Bevölkerungsveränderungen
(Basis = 1970)

1950-
1961

1961-
1970

1970-
1979

1979-
1987

1987-
1991

Regionsdurchschnitt 
(ohne
Landeshauptstadt)

0,67 2,15 2,73 0,66 2,47

Abweichungen vom Regionsdurchschnitt

Engere
Verdichtungszone

1,0 1,2 1,4 -0,2 -0,2

Verdichtungsraum -0,4 -0,6 -1,0 0,3 -0,1

ländlicher Raum -1,0 -1,2 -1,4 0,2 0,2

Tabelle 1: Prozentuale jährliche Bevölkerungsveränderungen in der Region 14 nach
landesplanerischen Gebietskategorien

Abweichungen vom Regionsdurchschnitt

1950-
1961

1961-
1970

1970-
1979

1979-
1987

1987-
1991

S-Bahngemeinde 0,7 0,3 0,6 -0,2 -0,1

kein S-Bahnanschluß -1,1 -0,5 -0,9 0,3 0,2

Tabelle 2: Abweichungen der jährlichen Bevölkerungsveränderungen in der Region 14 vom
Regionsdurchschnitt nach SPNV-Erschließung 

In den 80er Jahren kippt dieser Entwicklungstrend in der Region um. Während die Lan-
deshauptstadt und eine Reihe benachbarter Gemeinden deutliche Bevölkerungsrückgänge
hinnehmen müssen, und auch die weiter außerhalb an den S-Bahnen gelegenen Gemeinden zum
Teil an Entwicklungsdynamik verlieren, werden weite Teile der übrigen Region von einem
Wachstumsschub erfaßt. Dieser betrifft sowohl die Räume zwischen den S-Bahnachsen, als
auch die Regionsteilräume außerhalb des S-Bahneinzugsbereiches. Gemeinden mit
S-Bahnanschluß hatten bis Ende der 70er Jahre überdurchschnittliche Bevölkerungszuwächse
zu verzeichen, während in den 80er Jahren das Wachstum in den Gemeinden ohne S-Bahn-
anschluß sichtlich höher lag. Gleichzeitig sind es in den 80er Jahren gerade die Gemeinden in
dem als "ländlicher Raum" ausgewiesenen Regionsteil, die ein überproportionales Wachstum
zu verzeichnen hatten. 

Anders als während der Suburbanisierungsphase in den 60er und 70er Jahren, die von einer
Orientierung an bestehenden zentralen Orten und Entwicklungsachsen gekennzeichnet war, ist
für die disperse Deurbanisierungstendenz in den 80er Jahren bezeichnend, daß sie sich – im
Gegensatz zu den Vorgaben der Landes- und Regionalplanung – kaum an vorhandenen Zentren
orientiert und auch nur begrenzt vorgegebenen Entwicklungsachsen folgt. So lagen die
durchschnittlichen Wachstumsraten für nicht zentrale und kleinzentrale Orte in den 80er Jahren
deutlich über denen der Unter- und Mittelzentren sowie der ausgewiesenen
Siedlungsschwerpunkte, nachdem gerade die Siedlungsschwerpunkte in den 70er Jahren noch
den Hauptteil des Bevölkerungswachstums aufgenommen hatten (vgl. Tab. 3).
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Abweichungen vom Regionsdurchschnitt

1950-1961 1961-1970 1970-1979 1979-1987 1987-1991

nicht zentrale Gemeinden -1,3 -1,0 -0,5 0,2 0,3

Kleinzentren -1,5 -1,0 -1,2 0,6 0,6

Unterzentren -0,6 -0,6 -1,1 0,1 -0,5

Siedlungsschwerpunkte 1,0 1,6 1,9 -0,1 0,0

Mittelzentren 0,7 -0,9 -1,8 -0,3 -0,4

Tabelle 3: Abweichungen der jährlichen Bevölkerungsveränderungen in der Region 14 vom
Regionsdurchschnitt nach zentralörtlichen Kategorien

Entgegen den oben zitierten Vorgaben der Landesplanung, die eine "Ausuferung" des
Verdichtungsraumes verhindern will, ist der regionale Wachstumsschub deutlich über die
festgelegten Grenzen hinaus gegangen. Hierbei ist zu beachten, daß es gerade nicht die
Mittelzentren im ländlichen Raum sind, die zum Auffangbecken für das Bevölkerungswachstum
im Großraum München geworden sind. Vielmehr ist entgegen den Vorgaben der Landesplanung
ein erheblicher Teil des Wachstums im ländlichen Raum in den nichtzentralen Gemeinden erfolgt.

Problematisch an den festgestellten Deurbanisierungstendenzen ist, daß zum einen ein
zunehmender Teil der Regionsbevölkerung in kleineren Gemeinden lebt, die außer der
Wohnfunktion kaum weitere funktionale Ausstattungen aufweisen, so daß eine Vielzahl von
Aktivitäten (Arbeiten, Bilden, Versorgen, Erholen) außerhalb des Gemeindegebietes erfolgen,
d.h. die für das Aufsuchen von Funktionsstandorten zurückzulegenden Distanzen deutlich
zunehmen. Dabei wird soziale Infrastruktur im wesentlichen in den höherrangigen zentralen
Orten der Region nachgefragt. Da gleichzeitig ein wachsender Teil der Regionsbevölkerung
nicht mehr an das S-Bahnnetz angeschlossen ist, steigt die Abhängigkeit vom motorisierten
Individualverkehr zur Befriedigung der Mobilitätsbedürfnisse.

Eine der wichtigsten funkionalen Verflechtungen ist diejenige zwischen Wohn- und
Arbeitsplatzstandort. 1991 waren in der Region etwa 1.030.000 sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte registriert und 1.070.000 Wohnungen vorhanden. Ein ausgeglichenes Verhältnis
zwischen Wohnungsangebot und Arbeitsplatzangebot an einem Ort ist damit in etwa bei einem
Verhältnis von 1:1 anzunehmen. Die Entwicklung in den letzten Jahren ist davon geprägt, daß
zum einen in der Landeshauptstadt nach wie vor mehr Arbeitsplätze als Wohnungen geschaffen
werden, d.h. die sich Pendlerverflechtungen mit dem Umland verstärken. Gleichzeitig sind aber
auch bei den Arbeitsplätzen deutliche Suburbanisierungstendenzen festzustellen. Diese
betreffen vor allem Nachbargemeinden im näheren nordöstlichen Umland von München. Dort
ist zudem die Anzahl der neu geschaffenen Wohnungen deutlich geringer, als die Zahl der neu
geschaffenen Arbeitsplätze. Abgesehen von einigen Orten, wie z.B. den beiden Mittelzentren
Freising und Erding, bei denen sich Wohnbautätigkeit und Wachstum des Arbeitsmarktes in
etwa die Waage halten, zeichnen sich viele Gemeinden – insbesondere am Rande der Region
14 – dadurch aus, daß dort kaum Arbeitsplätze geschaffen werden, während gleichzeitig eine
ausgeprägte Bautätigkeit im Wohnungsbereich stattfindet.

Verkürzt gesagt werden heute in den Gemeinden Arbeitsplätze geschaffen, in denen vor 20
Jahren in größerem Maß Wohnungen entstanden sind. Die Suburbanisierung von Arbeitsplätzen
aus der Stadt München heraus scheint damit phasenverzögert der Suburbanisierung der
Wohnungen zu folgen. Zwar entsteht damit der überwiegende Teil der neu geschaffenen
Arbeitsplätze in Gemeinden mit SPNV-Anschluß. Diese Lagegunst wird jedoch dadurch
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konterkariert, daß gleichzeitig Wohnungen überdurchschnittlich häufig an Standorten ohne
attraktive ÖPNV-Anbindungen gebaut werden. 

Allerdings wäre es ein Trugschluß anzunehmen, daß in dem Augenblick, in dem in einer Ge-
meinde ein ausgeglichenes Verhältnis beim Zuwachs von Wohnungen und Arbeitsplätzen
herrscht, automatisch die Pendlerzahlen zurückgehen. In einem Mittelzentrum wie Freising, in
dem 1991 bei einem Bestand von 15.091 Wohnungen 14.429 sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte arbeiteten, pendelten bereits 1987 6.955 Personen zum Arbeiten ein und 5.951 aus.
Mehr als die Hälfte der Auspendler arbeiteten dabei in München, während die Einpendler zu
zwei Dritteln aus dem Kreisgebiet von Freising stammten. Im Rahmen einer Diplomarbeit am
Geographischen Institut konnte vor kurzem am Beispiel der Gemeinde Ismaning nachgewiesen
werden, daß von den neu hinzugekommenen Einwohnern kaum jemand in Ismaning arbeitet
und umgekehrt die neu geschaffenen Arbeitsplätze hauptsächlich von Auswärtigen besetzt
werden. Unter den augenblicklich gegebenen Mobilititätsrahmenbedingungen wird bei einer
Verlagerung des Arbeitsplatzes der Wohnstandort zumeist beibehalten.

An dieser Stelle ist eine weitere Einschränkung zu machen. Weiter oben wurde erwähnt, daß
die Gemeinden mit hohen Zuwächsen an Arbeitsplätzen zum großen Teil noch entlang der
S-Bahnachsen liegen. Dabei ist allerdings die bisher gemachte Unterscheidung zwischen
Gemeinden mit S-Bahnanschluß und Gemeinden ohne S-Bahnanschluß relativ grob, da mit
einem S-Bahnhaltepunkt innerhalb des Gemeindegebietes natürlich nicht die gesamte Gemeinde
als gut durch den SPNV erschlossen betrachtet werden kann. Die S-Bahnhaltepunkte liegen
zwar meist zentral zum Siedlungsschwerpunkt der Gemeinde. Die Lage von Gewerbegebieten
innerhalb der Gemeinden mit den höchsten Zuwächsen bei den Arbeitsplätzen entlang der
S-Bahnlinien ist jedoch teilweise extrem ungünstig zu den S-Bahnhaltepunkten. Hingewiesen
sei an dieser Stelle nur an das Beispiel des neu entstehenden Gewerbeparks in der Gemeinde
Hallbergmoos, der 4 Kilometer vom S-Bahnhaltepunkt entfernt liegt und in dem 1994 ca.
80.000 m2 Büroflächen zur Verfügung stehen werden. Die sich abzeichnenden Tendenzen, daß
neu geschaffene Wohn- und auch Arbeitsplatzstandorte in zunehmendem Maß nicht mehr mit
dem SPNV angebunden sind, führt dazu, daß der Pendlerverkehr in allen Teilen der Region
deutlich zunimmt und bei unveränderten Rahmenbedingungen in Zukunft höchstwahrscheinlich
in stärkerem Maße vom MIV getragen wird.

Mit den Möglichkeiten der Raumplanung können nur Standorte für Wohnen und Arbeiten
festgelegt werden. Bei einer räumlichen Zuordnung von Wohn- und Arbeitsplatzstandorten
werden zwar Möglichkeiten zur Distanzreduzierung angeboten. Die Entscheidungen der
Individuen für Wohn- und Arbeitsplatzorte werden allerdings in starkem Maß von den
Mobilitätskosten mit bestimmt. Folglich ist von der Raumplanung zumindest darauf
hinzuarbeiten, daß Funktionsstandorte wenigsten eine attraktive ÖPNV-Erschließung
aufweisen, damit eine Alternative zur MIV-Benutzung vorhanden ist.

3 Desiderate einer zukünftigen Regional- und Landesplanung
Anhand einer Gegenüberstellung der Aussagen des Landesentwicklungsprogrammes zur

Raum- und Siedlungsstrukturentwicklung mit den realen Entwicklungen wurde deutlich, daß
das aktuelle Siedlungswachstum in der Region den Zielsetzungen der Raumplanung
entgegenläuft. Die von der Landesregierung vorgegebenen Leitlinien zur Entwicklung der
Raumstruktur wurden von den Kommunen nicht entsprechend umgesetzt. Dies bedeutet, daß
einerseits die Kommunen freiwillig ihre Handlungen nur unzureichend an landesplanerischen
Zielen ausrichten, und andererseits die Möglichkeiten der Regionalplanung nicht ausreichen,
um eine mit den landesplanerischen Vorgaben konforme Ent wicklung zu induzieren. Die
Fortschreibung des LEPs von 1992 beinhaltet zwar eine Reihe von Präzisierungen der
landesplanerischen Leitlinien, ändert aber nichts an der Grundproblematik, daß die individu-
ellen Interessen und Handlungen der Kommunen nicht notwendigerweise in Übereinstimmung
mit den übergeordneten landesplanerischen Leitlinien stehen.
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Zwar wurden regionalplanerische Konzepte für die Region bereits des öfteren diskutiert. Ihre
Umsetzung ist allerdings bisher noch nicht in der notwendigen Stringenz erfolgt. Auch im
jüngsten Flughafengutachten wird vom Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung
und Umweltfragen darauf hingewiesen, daß der gutachterliche Vorschlag einer dezentralen
Konzentration nicht verbindlich ist, da mit dem Gutachten nicht in die Planungshoheit der
Kommunen eingegriffen werden sollte. Sofern Regional- und Landesplanung den Anspruch
vertreten, die räumlichen Grundstrukturen mit bestimmen zu wollen, ist – vor dem Hintergrund
der bestehenden Entwicklungstrends – die Durchsetzung einer stärker koordinierten
raumstrukturellen Entwicklung unbedingt notwendig:
! Soll die weitere flächenhafte Zersiedlung der Region gebremst oder vermieden werden,

müßte eine regional abgestimmte Bauleitplanung durch die Regionalplanung gewährleistet
sein, d.h. die Regionalplanung in stärkerem Maß in die Planungshoheit von Gemeinden im
ländlichen Raum eingreifen können.

! In gleicher Weise müßte es möglich sein, daß die Regionalplanung die Gemeinden, die laut
Landesentwicklungsprogramm einen Hauptteil des Wachstums in der Region aufnehmen
sollen, zur Erfüllung dieser Funktion verpflichtet.

! Nachdem die Flächenverfügbarkeit einen der großen Problempunkte in der Region 14
darstellt, müßte der Regionalplanung auch die Möglichkeit zugestanden werden, in
Zusammenarbeit mit Gemeinden die Anordnung von Baugeboten für bereits ausgewiesene
und erschlossene Flächen anzuordnen.

! Dabei ist auch ein stärkeres Eingreifen in den Bodenmarkt und ein Eindämmen der
Bodenspekulation notwendig. Dies bedingt, daß der Regionalplanung Mittel zuzuweisen
sind, um eine entsprechende Bodenvorratspolitik betreiben und die Vorkaufsmöglichkeiten
der öffentlichen Hand ausschöpfen zu können. Als rechticher Rahmen bietet sich hier die
bislang nur wenig genutzte Möglichkeit der Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme nach
§6 Baugesetzbuch-Maßnahmengesetz an.

! Der Münchener Ballungsraum ist ein klassischer monozentraler Verdichtungsraum. Ein
Großteil der Verkehrsleistungen mit dem Phänomen der Überlastung radialer Achsen ist
durch die nach wie vor starken Orientierungen auf ein einziges Zentrum bedingt.
Raumplanung darf sich nicht nur auf die Fortschreibung des status-quo oder marginaler
Modifizierungen bestehender Trends beschränken. Vielmehr sind Alternativszenarien zu
entwickeln und auf ihre Auswirkungen zu überprüfen, die einen stärker polyzentralen
Charakter der Region als Ziel haben. Die Tatsache, daß die bestehenden Mittelzentren durch
ein unterdurchschnittliches Wachstum gekennzeichnet sind, hat in den letzten Jahrzehnten
zu einem flächenhaften Wachstum des Verdichtungsraumes geführt, ohne daß die
monozentrale Struktur modifiziert worden wäre.

! Hierbei sind auch die bestehenden Regionsgrenzen in Frage zu stellen. Die vom Münchener
Verdichtungsraum ausgehende Sub- und Deurbanisierung hat inzwischen auch die
benachbarten Planungsregion erfaßt. Soll verhindert werden, daß die skizzierten
Wachstumstendenzen zu einem unkontrollierten Wachstum jenseits der Regionsgrenzen
führen, sind institutuionalisierte überregionale Koordinationen notwendig. Dabei ist auch zu
verhindern, daß Städte in den Nachregionen (wie z.B. Landshut oder Rosenheim) als reine
Wohnstandorte für Auspendler nach München funktionalisiert werden. Diese Standorte sind
in ein polyzentrales Konzept mit eigenständigen Zentren zu integrieren.
Sofern dem im Augenblick ziemlich "zahnlosen Tiger" Regionalplanung nicht in absehbarer

Zeit ein entsprechend "scharfes Gebiß" eingesetzt wird (bzw. der Kaiser nicht mit sicht- und
spürbaren Kleidern ausgestattet wird), steht zu befürchten, daß sich bei einer weiteren
Fortsetzung des augenblicklichen Trends die gesamte Region zu einem amorphen Siedlungsbrei
entwickelt, der an den Rändern Verkehrsbedürfnisse produziert, die den Kernraum mehr und
mehr belasten.


